
Auszüge KSVG 

 

§ 12 Gemeindesatzungen 

(1) Die Gemeinden können ihre Selbstverwaltungsangelegenheiten durch Satzung 

regeln. Sie können mit gesetzlicher Ermächtigung auch in Auftragsangelegenheiten 

Satzungen erlassen. 

 

§ 50a Interessenvertretung für ältere Menschen und für Menschen mit Behinderungen 

 
(1) Gemeinden sollen zur Wahrung der Interessen älterer Menschen Beiräte einrichten. 
Anstelle eines Beirates kann auf Beschluss des Gemeinderates auch eine Beauftragte oder 
ein Beauftragter gewählt werden. Das Nähere ist von den Gemeinden durch Satzung zu 
bestimmen, wobei insbesondere Regelungen über die Zusammensetzung, Wahl, Amtszeit, 
Rechtsstellung, Arbeitsweise und Entschädigung zu treffen sind. 

(2) Die Wahrung der Interessen behinderter Menschen erfolgt nach Maßgabe des § 22 des 
Gesetzes zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen im Saarland (Saarländisches 
Behindertengleichstellungsgesetz - SBGG) vom 26. November 2003 (Amtsbl. S. 2987), 
geändert durch das Gesetz vom 15. Februar 2006 (Amtsbl. S. 474, 530), in der jeweils 
geltenden Fassung. 

Anmerkungen:  

Durch die Aufnahme der flexiblen Verweisung auf Vorschriften des Saarländischen 
Behindertengleichstellungsgesetzes (SBGG) wird die bereits bestehende Verpflichtung der 
Gemeinden zur Bestellung kommunaler Behindertenbeauftragter sowie die Möglichkeit, 
Behindertenbeiräte zu schaffen, auch im KSVG ausdrücklich aufgeführt. 

 

Saarländisches Behindertengleichstellungsgesetz 
(SBGG) 

§ 19 Aufgabe und Befugnisse der oder des Landesbeauftragten für die Belange von 
Menschen mit Behinderungen  

(1) Aufgabe der oder des Landesbeauftragten für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen ist es, darauf hinzuwirken, dass die Verantwortung des Landes, für 
gleichwertige Lebensbedingungen für Menschen mit und ohne Behinderungen zu 
sorgen, in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens erfüllt wird. Die oder der 
Landesbeauftragte für die Belange von Menschen mit Behinderungen setzt sich bei 
der Wahrnehmung dieser Aufgabe dafür ein, dass unterschiedliche 
Lebensbedingungen von Frauen mit Behinderungen und Männern mit Behinderungen 
berücksichtigt und geschlechtsspezifische Benachteiligungen beseitigt werden.  
 
Hierzu gehört insbesondere  

1. darauf hinzuwirken, dass das in § 1 genannte Ziel verwirklicht und die sonstigen 
Bestimmungen dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen sowie andere Vorschriften zugunsten behinderter Menschen 
eingehalten werden,  



2. die Landesregierung und den Landtag in Grundsatzangelegenheiten behinderter 
Menschen zu beraten,  

3. bei der Erstellung von Rechtsvorschriften, die den Bereich von Menschen mit 
Behinderungen berühren, beratend mitzuwirken, insbesondere bei der 
Fortschreibung des Landesplans für Menschen mit Behinderungen und der 
Landesbauordnung,  

4. darauf hinzuwirken, dass geschlechtsspezifische behinderungsbedingte 
Benachteiligungen von behinderten Frauen abgebaut und verhindert werden,  

5. Anlaufstation für die individuellen und allgemeinen Probleme behinderter 
Menschen, ihrer Angehörigen und von Verbänden und Institutionen behinderter 
Menschen zu sein,  

6. die Öffentlichkeit über die Situation von Menschen mit Behinderungen und ihrer 
Angehörigen zu unterrichten,  

7. im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit eine enge Zusammenarbeit mit den Medien 
durchzuführen,  

8. dem Landtag und der Landesregierung über die Situation der Menschen mit 
Behinderungen sowie über ihre/seine Tätigkeit jeweils in der Mitte der 
Legislaturperiode schriftlich Bericht zu erstatten,  

9. in regionalen und überregionalen Gremien mitzuarbeiten und  
10. eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit Institutionen, Verbänden und 

Selbsthilfegruppen zu pflegen.  

(2) Zur Wahrnehmung der Aufgabe nach Absatz 1 beteiligen die Landesministerien die oder 
den Landesbeauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderungen bei allen 
Gesetzes-, Verordnungs- und sonstigen wichtigen Vorhaben, soweit sie Fragen der Inklusion 
von Menschen mit Behinderungen behandeln oder berühren. Zur Wahrnehmung der 
vorgenannten Aufgaben arbeitet die oder der Landesbeauftragte für die Belange von 
Menschen mit Behinderungen vertrauensvoll mit der Saarländischen Landesregierung, dem 
saarländischen Landtag und seinen Ausschüssen, den obersten Landesbehörden und 
sonstigen Dienststellen der Landesbehörden sowie den unter § 20 Abs. 1 genannten 
Gruppen zusammen.  

(3) Alle Landesbehörden und sonstigen öffentlichen Stellen im Bereich des Landes sind 
verpflichtet, die beauftragte Person bei der Erfüllung der Aufgabe zu unterstützen, 
insbesondere die erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Akteneinsicht zu gewähren. 

 

§ 22 Beteiligung auf kommunaler Ebene 

(1) Die Gemeinden/die Gemeindeverbände bestellen zur Verwirklichung der Gleichstellung 
von Menschen mit Behinderungen jeweils eine Person zur Beratung in Fragen der 
Behindertenpolitik (Beauftragte/Beauftragter für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen). Als Beauftragte sind möglichst in der Behindertenarbeit erfahrene 
Personen zu bestellen.  

(2) Die oder der Beauftragte für die Belange von Menschen mit Behinderungen berät die 
Gemeinden und die Gemeindeverbände in allen Angelegenheiten, die Bürger mit 
Behinderungen betreffen. Die oder der Beauftragte für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen ist berechtigt, an den Sitzungen der Vertretungsorgane der Gemeinden oder 
Gemeindeverbände beratend teilzunehmen; er oder sie ist zur Verschwiegenheit 
verpflichtet. Das jeweilige kommunale Vertretungsorgan kann mit den Stimmen einer 
Fraktion oder einem Viertel der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder dem oder der 
kommunalen Beauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderungen zu jedem 
Verhandlungsgegenstand der Tagesordnung ein Rederecht einräumen; ein entsprechender 
Beschluss kann auch auf Antrag der oder des kommunalen Beauftragten für die Belange von 



Menschen mit Behinderungen herbeigeführt werden. Da sich die Beteiligung der 
kommunalen Ebene durch Beauftragte für die Belange von Menschen mit Behinderungen 
oder die Einrichtung von kommunalen Behindertenbeiräten im Saarland bewährt hat, ist 
der Paragraf bis auf den neuen Absatz (5) unverändert. Der besagt, dass sich die 
kommunalen Beauftragten unter Leitung der oder des Landesbeauftragten für die Belange 
von Menschen mit Behinderungen zweimal im Jahr zum Erfahrungsaustausch treffen. 32 33  

(3) Zu den Aufgaben der oder des Beauftragten für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen gehört auch die Zusammenarbeit mit den Organisationen der örtlichen 
Behindertenselbsthilfe.  

(4) Unbeschadet der Regelungen über die Bestellung eines/einer Beauftragten für die 
Belange von Menschen mit Behinderungen können die Gemeinden und Gemeindeverbände 
zur Beratung und Unterstützung des/der Beauftragten kommunale Beiräte für die Belange 
von Menschen mit Behinderungen bilden.  

(5) Die kommunalen Beauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderungen sollen 
sich unter Leitung des oder der Landesbeauftragten für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen mindestens zweimal im Jahr zum Erfahrungsaustausch treffen.  

(6) Näheres wird durch Satzung bestimmt. 

 


